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EINLEITUNG

Der Staatshaushaltsetat
Die Funktionen des Staates auf dem Ge¬

biete seiner Finanzwirtschaft stellen zu¬
gleich auch sein Aufgabenprogramm dar . Die¬
ses ergibt sich jeweils nach den Anforde¬
rungen der Gegenwartsbedürfnisse des Staa¬
tes . Bei Untersuchungen dieses Aufgabenge¬
bietes wird klar > dass es in Funktionen
zerfällt , die leichter oder schwerer zu . er¬
füllen sind * Darum hat es die Finanzwirt¬
schaft eines liberalistischen Staates noch
nie leicht gehabt , in dem Ringen - um Aner¬
kennung des Finanzgesetzesy - das die Steu¬
ern und Abgaben an den Staat zahlenmassig
durchleuchtet , die allgemeine Anerkennung
zu finden . Bekanntlich kann ein und diesel¬
be Funktion der Finanzwirtschaft bei ver¬
schiedenen Steuergruppen , z . B. Einkommen¬
steuer und Vermögenssteuer ^ verschieden
schwer zu erfüllen sein . Das Schlagwort
"Stabilisierung des Staatshaushaltes *' ist
problematisch leicht ausgesprochen , in der
Praxis aber unendlich schwer durchzuführen .
Die Funktionen der Finanzwirtschaft können
in verschiedenen Zeiten einen unterschied¬
lichen Rang haben und ihre Erfüllbarkeit
setzt verschieden grosse Leistungen voraus ,
sodass es fast unmöglich erscheint , eine
allgemein einheitliche Graduierung der
Funktionen der Finanzwirtschaft vornehmen
zu können .

Die Gefahrenmomente der Erschütterung
einer Finanzwirtschaft sind verschiedenar¬
tig wie die Vielfältigkeit der Aufgabenge¬
biete der Finanzwirtschaft selbst . Dies er¬
klärt sich daraus , dass ihre Tätigkeit sich
in dem Brennspiegel der Öffentlichkeit ab -
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spielt . Allgemein wie die Steuer - und Ab¬
gabenpflicht ist auch die Einbeziehung je¬
des Gefahrenmomentes einer Erschütterung
von Staatsfinanzen auf jeden Steuerträger .

Solche Gefahrenmomente sind : ein ver¬
lorener Krieg ? eine Währungsinflation , die
Belastung der heimischen Wirtschaft mit
Kriegstributen , und dergleichen mehr , wo¬
rauf im Schluss der Arbeit Bezug genom¬
men werden soll .

Unter dem Staatshaushaltsetat ist die
i-inanzwirtschaft eines Staates zu verste¬
hen ? d . h . die auf Beschaffung und Verwen¬
dung der Staatseinnahmen abzielende Wirt¬
schaftsführung der öffentlichen Gemeinwe¬
sen wie Staat , Länder , Provinzen , Kreise
und Gemeinden . Der Inbegriff der Grundsät¬
ze , nach denen die Finanzverwaltung die
Aufstellung des Etats des Kassen - und
Rechnungswesens der öffentlichen Gelder
eines Staates sich zu richten hat , heisst
Komptabilität . Ein Gesetz ^ das diese Grund¬
sätze aufstellt , nennt man Komptabilitäts -
gesetz . Es regelt die formale Einteilung
des Etats nach der Seite des Netto - oder
Bruttoprinzips , d . h * ob in der Einnahme
und Ausgabe die Nettoergebnisse des be¬
treffenden Postens einzusetzen sind oder
sämtliche Einnahmen und Ausgaben der be¬
treffenden Stelle , Ferner sieht das Komp-
tabilitätsgesetz die richtige Einteilung
in persönliche und sachliche Ausgaben
vor , da nur durch deren scharfe Trennung
die wirklichen Bezüge der Beamten er¬
sichtlich sind und schliesslich regelt es
die Fragen , inwieweit Einnahmen unerhoben
gelassen werden , z *B. durch gnadenweisen
Erlass oder Ausgaben unterbleiben dürfen .
Das staatliche Steuerbegehren fusst auf
dem Budget , das objektiv gewertet der In¬
begriff der Rechtsnormen ist , die für das
Zustandekommen des Staatsvorschlages so -
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wie für den Vollzug und die Kontrolle der
Finanzwirtschaft im Verfassungsstaate mass¬
gebend sind , während das subjektive Budget¬
recht den Inbegriff der Rechte der Volks -
Vertretung gegenüber der staatlichen Finanz -
Verwaltung begreift . Aus diesen beiden
Rechtsabgrenzungen fällt der Begriff Bud¬
get an , der den ziffermässigen Ausdruck
des Wirtschaftsplanes für die einzelnen
Wirtschaftsperioden ? die Berechnung der be¬
vorstehenden Ausgaben und der erwarteten
Einnahmen , darstellt . Im Rahmen des obzi -
tierten subjektiven Budgetrechtes ist das
Bewilligungsrecht der Volksvertretung be¬
sonders wichtig . Diese muss wissen , inwie¬
weit Ausgabenposten in das sogenannte Or-
dinarium und inwieweit sie in das sogenann¬
te Extraordinarium gestellt werden sollen .
Für das Parlament ist es wichtig , dass al¬
le grösseren Ausgaben wie z . B. Kriegstri¬
bute , Stützungsfonds , entwertete Währungen ,
Rüstungsaufwendungn in das Extraordinari -
um kommen, weil sie dort einen besonderen
Etatstitel bilden , sodass Überschreitungen
ohne Genehmigung der Volksvertretung aus¬
geschlossen sind ^ Das Interesse des Parla¬
mentes im Rahmen des staatlichen Steuer¬
begehrens erstreckt sich auch auf die Fra¬
ge ^ inwieweit Spezialisierung des Etats
staatzufinden hat * Je grösser nämlich die
Spezialisierung des Etats , desto bedeu¬
tungsvoller das Bewilligungsrecht des Par¬
laments * Denn jede Mehrausgabe gegen einen
Titel ist eine Etatsüberschreitung ^ Dabei
ist es gleichgültig , ob sie an einem ande¬
ren Titel durch eine Minderausgabe wettge -
macht wird .

Zur Erreichung des Gleichgewichtes
zwischen Einnahmen und Ausgaben werden bei¬
de für einen bestimmten , günstigen Zeit¬
raum , der Finanzperlode , im voraus zusam¬
mengestellt und möglichst genau voran -



schlagt . Es stellt demnach das Budget die
Vorausberechnung der in einer Finanzperio
de zu erwartenden Ausgaben und Einnahmen
in concreto dar , während der Finanzplan
die allgemeinen Richtlinien ahgibt , auf
denen sich das Budget aufbaut . Die Reichs
Verfassung von 1871 überliess dem Reich
die Zölle und Verbrauchssteuern , die Ein¬
nahmen aus der Reichspost und Telegrafie
und , soweit diese nicht ausreichten , durf
te der Reichstag Matrikularbeiträge von
den Binzeistaaten erheben . Nach der Wei¬
marer Verfassung 1919 ? nach der das Reich
die unbedingte Finanzhoheit erhalten hatt
kennte das staatliche Steuerbegehren alle
Steuern für sich in Anspruch nehmen . Der
Schwerpunkt lag aber neben der Waren - Um-
satzste -uer ^ die die einbringlichstc Steu¬
er war ? in den direkten Steuern : in der
Einkommen - und Vermögenssteuer *

Die Notwendigkeit eines Haushalt -
planes ergibt sich daraus , dass Steuern
alle Volksgenossen prozentual gleichmä¬
ßig treffen und keinem Volksteil die Mög¬
lichkeit geboten sein soll , sich auf Ko¬
sten anderer Volksteile Vorteile zu ver¬
schaffen * Daher müssen über die Steuern
als Werkzeuge der staatlichen Wirtschafts
führung , alle Bürger orientiert sein und
aus der rechnungsmässigen Gegenüberstel¬
lung von Ausgaben und Einnahmen die Fi¬
nanzlage des Staates beurteilen können ,
Aus jedem öffentlichen Haushaltsplan
lässt sich vor allem der Kredit des Staa¬
tes ersehen ^ Die Veröffentlichung des
staatlichen Steuerbegehrens ist wegen der
Verantwortung der Verwaltung gegenüber
dem Volk eine Selbstverständlichkeit ge¬
worden .
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